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26. Entscheidungspflicht 

§ 291. (1) Soweit die Bundes- oder Landesgesetze nicht anderes vorsehen, ist das 
Verwaltungsgericht verpflichtet, über Anträge der Parteien und über Beschwerden ohne unnötigen 
Aufschub, spätestens aber sechs Monate nach deren Einlangen zu entscheiden. Im Verfahren über 
Bescheidbeschwerden beginnt die Entscheidungsfrist mit der Vorlage der Beschwerde (§ 265) oder nach 
Einbringung einer Vorlageerinnerung (§ 264 Abs. 6). In den Fällen des § 284 Abs. 5 beginnt die 
Entscheidungsfrist mit Ablauf der vom Verwaltungsgericht gesetzten Frist. 

(2) Die Zeit eines Verfahrens vor dem Verfassungsgerichtshof gemäß Art. 139, 139a, 140 und 140a 
B-VG oder eines Vorabentscheidungsverfahrens vor dem Gerichtshof der Europäischen Union ist in die 
Entscheidungsfrist nach Abs. 1 nicht einzurechnen. 


